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II/A Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange 

II/A 1: Vodafone GmbH, Vodafone Kabel Deutschland GmbH 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/A 2: Vodafone GmbH 

  



7 
 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Im Plangebiet befinden sich keine Leitungen des Versorgungsträgers. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/A 3: EVL - Energieversorgung Leverkusen  
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Im Plangebiet befinden sich keine Fernwärmeversorgungsleitungen. Der Hinweis zu den im 
nord-westlichen Bereich vorhandenen Versorgungsleitungen wird zur Kenntnis genommen. 
Die Planungen im Bereich der öffentlichen Erschließungen werden in Zuständigkeit der 
städtischen Fachdienststellen mit den Versorgungsträgern im Rahmen der 
Ausbaumaßnahmen abgestimmt. Sofern Maßnahmen zu planen sind, die über die 
Festsetzungen des Bebauungsplanes hinausgehen, werden sie mit dem Investor in einem 
städtebaulichen Vertrag gesichert. Die Einbindung der Versorgungsträger durch die 
zuständigen Fachdienststellen der Stadt ist dadurch gewährleistet. 
  
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/A 4: Bezirksregierung Köln 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Belange der allgemeinen Landeskultur und der Landentwicklung sind nicht berührt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/A 5: Gascade 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Es wird keine Betroffenheit der Anlagen des Versorgungsträgers erkannt. Zur weiteren 
Erschließungsplanung im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens werden Träger und 
weitere Versorgungsträger beteiligt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/A 6: Bundesamt für Infrastruktur 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Im Plangebiet werden keine baulichen Anlagen mit einer Höhe von 30 m über Grund oder 
höher zugelassen. Es werden keine Bedenken vorgetragen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/A 7: Nahverkehr Rheinland 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Hinweise zur Nutzung von Car-Sharing- und Bike-Sharing-Angeboten sind in die 
Planung eingeflossen. Es ist beabsichtigt, das Car-Sharing im Rahmen der privaten 
Baumaßnahme zur Verfügung zu stellen. Diesbezügliche Inhalte sind in einem 
städtebaulichen Vertrag gemäß § 11 BauGB zwischen Investor und Stadt vereinbart. 
Der Bereitstellung spezieller Bike-Sharing-Angebote bedarf es nicht. Über den 
städtebaulichen Vertrag ist sichergestellt, dass hinreichend Fahrradstellplätze zur Verfügung 
gestellt werden. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt.   
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II/A 8: Straßen NRW 
 

 
 
  



21 
 

  

1 

2 

3 



22 
 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu 1: 
Der vorhandene Lärmschutzwall einschließlich der Gehölzstrukturen entlang der Berliner 
Straße (L 188) liegt außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes. Eine 
Überplanung dieser Flächen findet daher mit Aufstellung des Bebauungsplanes nicht statt. 
 
Zu 2: 
Maßnahmen zum Immissionsschutz (z. B. gegen Lärm- oder Schadstoffbelastungen) gehen 
nicht zu Lasten des Straßenbaulastträgers. Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens 
wurde eine schalltechnische Untersuchung durchgeführt und die erforderlichen, passiven 
Schallschutzmaßnahmen sind als Festsetzungen in den Bebauungsplan eingegangen. 
 
Zu 3: 
Die Erschließung des gesamten Plangebietes erfolgt über die Gemeindestraße Meckhofer 
Feld bzw. von dort aus über eine innere, private Erschließung. Diese Grundstückszufahrt ist 
festgesetzt, sodass weitere Zufahrten von der Berliner Straße (L 188) aus unzulässig sind. 
Darüber hinaus sind die Bereiche unmittelbar an der L 188 nicht Teil des Bebauungsplanes, 
sodass ein Zugriff auf diese Flächen nicht stattfindet.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/A 9: Deutsche Telekom 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu 1: 
Im Plangebiet befinden sich Telekommunikations-Leitungen des Versorgungsträgers. Die 
Sicherung der vorhandenen Leitungen innerhalb der festgesetzten und vorhandenen 
öffentlichen Straßenverkehrsfläche ist gewährleistet. Weitere Festsetzungen in diesem 
Bereich sind auf Ebene des Bebauungsplanes somit nicht notwendig.  
 
Für die Versorgung im rückwärtigen Bereich der Bebauung sind im Bebauungsplan Flächen 
mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der Versorgungsträger in einer Breite von 
5,5 m festgesetzt. Im südwestlichen Bereich ist eine Fläche mit Leitungsrechten zugunsten 
der Versorgungsträger in einer Breite von 1,5 m festgesetzt.  
 
Zu 2: 
Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens wird die Erschließungsplanung mit dem 
Leitungsträger abgestimmt. Die Prüfung von privaten Freianlagen, deren Ausgestaltung und 
Bindungen, sind in dem Bauantragsverfahren zu prüfen. Die Realisierung der öffentlichen 
Einrichtungen und der öffentlichen Erschließungsflächen wird durch die Stadt vorgenommen. 
Somit unterliegt der Schutz der Leitungen der Selbstbindung durch die Stadt. Prüfungen im 
Sinne des Merkblattes sind dabei Bestandteil der jeweiligen Planungen.  
 
Zu 3: 
Die Einbindung des Versorgungsträgers ist über das Verfahren des Baubeschlusses für die 
Herrichtung der öffentlichen Erschließungsflächen gegeben. Nähere Auswirkungen auf die 
Festsetzungen des Bebauungsplanes ergeben sich dadurch nicht. Weitergehende 
Koordinierungen und Anschlussvorgaben sind im Rahmen der späteren Realisierung der 
Baumaßnahmen mit den Bauantragstellern zu vereinbaren. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/A 10: Geologischer Dienst NRW 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Im Anschluss zu den textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan wird ein Hinweis zum 
Bodenschutz und zum Umgang mit dem Oberboden aufgenommen. Der Sicherung des 
Oberbodens wird somit Rechnung getragen. 
 
Die Beseitigung der auf dem Plangebiet anfallenden Niederschläge hat im Sinne des § 55 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i. V. m. § 44 Landeswassergesetz (LWG NRW) zu erfolgen. 
Das vorliegende Baugrundgutachten bestätigt die grundsätzliche Versickerungsfähigkeit der 
im Plangebiet anstehenden Bodenschichten. Damit ist die Regenwasserbeseitigung im 
Sinne des WHG auf Ebene des Bebauungsplanes gewährleistet.  
 
Die Hinwiese zur Erdbebengefährdung werden zur Kenntnis genommen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Der Stellungnahme wird gefolgt.  
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II/A 11: Unitymedia 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Im Plangebiet befinden sich Leitungen des Versorgungsträgers. Diese sind innerhalb der 
festgesetzten öffentlichen Straßenverkehrsflächen gesichert.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/A 12: Polizei NRW 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Es werden keine Bedenken vorgebracht. Die Hinweise und Empfehlungen werden zur 
Kenntnis genommen und an den Vorhabenträger weitergegeben. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/A 13: Ericsson 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Es werden keine Einwände gegen die Planung vorgebracht. Die Telekom ist zugleich in das 
Verfahren eingebunden. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/A 14: Stadt Burscheid 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Stadt Burscheid bringt keine Anregungen gegenüber der Planung vor.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/A 15: IHK 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Zu 1: 
Es werden etwa 67 Wohneinheiten entstehen. 
 
Zu 2 und 3: 
Es sind ausreichend Stellplätze innerhalb des Plangebietes vorgesehen. Über einen 
städtebaulichen Vertrag gemäß § 11 BauGB wird gesichert, dass insgesamt 101 private 
Stellplätze in Tiefgaragen zur Verfügung gestellt werden, dies entspricht einem Schlüssel 
von 1,5 je Wohneinheit. Darüber werden 6 Besucherstellplätze eingerichtet. Hinzu kommen 
11 Parkplätze, die im öffentlichen Straßenraum zusätzlich untergebracht werden sollen. 
Die Forderung nach einem Stellplatzschlüssel von 2 je Wohneinheit kann angesichts der 
Baumaßnahme nicht nachvollzogen werden. Hinsichtlich der Größe einer Wohneinheit ist zu 
differenzieren, beispielsweise sind Mehrfamilienhäuser anders zu bewerten als 
Einfamilienhäuser. Zudem wird ein erhöhter Stellplatzschlüssel den Anforderungen des 
Mobilitätsmanagements nicht gerecht. Hier ist vornehmlich nach Alternativen wie das 
Carsharing zu suchen, welche Sorge dafür tragen, dass die erforderliche Anzahl an privaten 
Pkw weitgehend eingeschränkt wird. Entsprechende Maßnahmen werden ebenfalls durch 
einen städtebaulichen Vertrag gesichert. 
 
Die Anzahl der zur Umsetzung kommenden Stell- und Parkplätze ist städtebaulich 
angemessen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und in Bezug auf die Erhöhung des 
Stellplatzangebotes nicht gefolgt.  
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II/A 16: Avea 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Anforderungen an die Ausgestaltung (inkl. Erreichbarkeit) der Müllsammelstandorte und 
der Zuwegungen werden im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens berücksichtigt. Die 
öffentlichen Straßenverkehrsflächen sind bereits im Bestand vorhanden und die Struktur des 
Verkehrsnetzes wird nicht berührt; Wendeanlagen sind daher in der vorliegenden Planung 
des bereits erschlossenen Plangebietes als Bebauungsplan der Innenentwicklung nicht zu 
berücksichtigen.  
 
Das dem Bebauungsplan zugrunde liegende städtebauliche Konzept sieht für die 
Mehrfamilienhäuser die gebündelte Unterbringung von Müllsammelbehältern vor. Der 
Bebauungsplan setzt dementsprechend Flächen für Nebenanlagen fest. Die Erreichbarkeit 
zur Abholung ist jeweils gegeben. Den Anforderungen wird damit bereits auf Ebene des 
Bebauungsplanes Folge geleistet. 
 
Im nordöstlichen Bereich der Straße Meckhofer Feld befindet sich in unmittelbarer Nähe des 
Plangebietes eine Wertstoffinsel (Altglascontainer). Gemäß der Stellungnahme des 
Fachbereiches 32 - Umwelt der Stadt Leverkusen vom 04.04.2017 stehen immissionsschutz-
rechtliche Belange zum Standort dieser Wertstoffinsel entgegen.  
 
Daher ist die Standortverlagerung der Wertstoffinsel mit dem Abfallbetrieb AVEA sowie den 
zuständigen Fachämtern erneut abgestimmt worden. Zudem wurden die Ziehflächen für die 
privaten Müllsammelbehälter erneut abgestimmt.  
Die Maßnahmen werden durch einen städtebaulichen Vertrag gesichert. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/A 17: Telefonica Germany GmbH & Co. OHG 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Mittellinie der Richtfunktrasse „Link 306551445“ sowie dessen Schutzstreifen (mit einer 
Trassenbreite von +/- 10 m) liegt außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes. 
Die Festsetzungen zur zulässigen Höhe baulicher Anlagen unterschreiten die einzuhaltende 
maximale Bauhöhe von 33 m über Grund deutlich. Auch etwaige genehmigungsfreie 
Anlagen im Sinne des § 65 der Landesbauordnung NRW (BauO NRW) sind lediglich bis zu 
einer Höhe von bis zu 10 m zulässig. Mit der Umsetzung des Bebauungsplanes können 
somit negative Auswirkungen auf die Richtfunktrasse ausgeschlossen werden.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/A 18: Amprion GmbH 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Im Plangebiet befinden sich keine Höchstspannungsleitungen des Versorgungsträgers. Die 
weiteren Versorgungsträger wurden am Verfahren gesondert beteiligt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/A 19: Fachbereich 32 - Umwelt 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu 1. 
Gegenüber der Planung werden keine Anregungen vorgetragen. 
 
Zu 2. 
Gegenüber der Planung werden keine Anregungen vorgetragen. 
 
Zu 3. 
Gegenüber der Planung werden keine Anregungen vorgetragen. 
 
Zu 4.1  
Gegenüber der Planung werden keine Anregungen vorgetragen. 
 
Zu 4.2 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Entwässerungsplanung des Plangebietes 
wird im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens vor Umsetzung des Bebauungsplanes 
erarbeitet.  
 
Zu 4.3 
Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 14 und 16 BauGB sind nicht vorgesehen. Im Rahmen 
des Bebauungsplanverfahrens ist die Entwässerungsplanung nicht nachzuweisen, da die 
grundsätzliche Entwässerung des Plangebietes gesichert ist. Die Niederschlags- und 
Abwasserbeseitigung hat grundsätzlich den Vorgaben des § 55 Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) i. V. m. § 44 Landeswassergesetz Nordrhein-Westfalen (LWG NRW) zu folgen. 
Besondere Festsetzungen zur Sicherstellung der Erschließung und Entwässerung werden 
daher als nicht erforderlich angesehen. Die Maßgaben sind als Hinweis in die Festsetzungen 
des Bebauungsplanes aufgenommen worden. 
 
Die Entwässerungsplanung der privaten Grundstücksflächen wird im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens erarbeitet. Dabei ist vorgesehen, das Schmutzwasser in die 
vorhandene Kanalisation im Trennverfahren abzuleiten. Das auf den privaten Grundstücken 
anfallende Niederschlagswasser kann ortsnah zur Versickerung gebracht werden. Die 
Entwässerungsplanung erfolgt in Abstimmung mit den Fachämtern. Dies wird in der 
Planbegründung dargestellt.  
 
Zu 4.4. 
 
Hinweis: Der Fachbereich 32 hat im Nachtrag eine ergänzende Stellungnahme eingebracht 
(siehe IIA/ 23 der Anlage) 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. 
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II/A 20: Fachbereich 37 – Feuerwehr (Gefahrenabwehr) 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Es ist davon auszugehen, dass die Inhalte des Bebauungsplanes, bestehend aus 
Gestaltungsplanung und Bebauungsplanentwurf, hinsichtlich der Löschversorgung und der 
Zugänglichkeit grundsätzlich planungsrechtlich hinreichend geprüft worden sind. Insofern 
können der Stellungnahme keine Bedenken entnommen werden. 
 
Insofern sind die Hinweise in dem später folgenden Bauantragsverfahren gem. § 5 der 
BauO NRW gesondert nachzuhalten. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/A 21: Technische Betriebe Leverkusen - Stadtentwässerung 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Hinsichtlich der Entwässerung ist vorgesehen, das Schmutzwasser in die 
vorhandene Kanalisation im Trennverfahren abzuleiten. Das Niederschlagswasser 
der öffentlichen Flächen wird mittels Regenwasserkanal beseitigt. Das auf den 
privaten Grundstücken anfallende Niederschlagswasser im Rahmen der Hofflächen, 
Wegeflächen und Zufahrten soll ortsnah zur Versickerung gebracht werden; ein 
entsprechendes Gutachten zur Versickerungsfähigkeit liegt vor. Im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens ist die Entwässerungsplanung für die privaten 
Grundstücke nachzuweisen. Die Niederschlags- und Abwasserbeseitigung folgt 
damit grundsätzlich den Vorgaben des § 55 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i. V. m. 
§ 44 Landeswassergesetz Nordrhein-Westfalen (LWG NRW). 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Den Äußerungen der TBL wird gefolgt. 
Gegenüber der Planung werden keine Anregungen vorgetragen. 
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II/A 22: Fachbereich 32 – Umwelt/ Ergänzung 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu 1. 
Gegenüber der Planung werden keine Anregungen vorgetragen. 
 
Zu 2. 
Gegenüber der Planung werden keine Anregungen vorgetragen. 
 
Zu 3. 
Der Stellungnahme wird gefolgt.  
Die Festsetzung zum Ausschluss von luftverunreinigenden Stoffen wurde im Bebauungsplan 
um den Brennstoff „Holz“ ergänzt. Die Unzulässigkeit von Einzelfeuerungen (offene Kamine) 
ist auf Grundlage einer Überprüfung der Festsetzung nicht mehr Inhalt des 
Bebauungsplanes.  
Die Hinweise des Fachbereiches wurden zusätzlich in die Begründung des 
Bebauungsplanes aufgenommen.  
 
Zu 4.  
Gegenüber der Planung werden keine Anregungen vorgetragen. 
 
 
Zu 5. 
Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 14 und 16 BauGB sind nicht vorgesehen. Im Rahmen 
des Bebauungsplanverfahrens ist die Entwässerungsplanung nicht nachzuweisen, da die 
grundsätzliche Entwässerung des Plangebietes gesichert ist. Die Niederschlags- und 
Abwasserbeseitigung hat grundsätzlich den Vorgaben des § 55 Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) i. V. m. § 44 Landeswassergesetz Nordrhein-Westfalen (LWG NRW) zu folgen. 
Besondere Festsetzungen zur Sicherstellung der Erschließung und Entwässerung werden 
daher als nicht erforderlich angesehen. Die Maßgaben sind als Hinweis in die Festsetzungen 
des Bebauungsplanes aufgenommen worden. 
 
Die Entwässerungsplanung der privaten Grundstücksflächen wird im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens erarbeitet. Dabei ist vorgesehen, das Schmutzwasser in die 
vorhandene Kanalisation im Trennverfahren abzuleiten. Das auf den privaten Grundstücken 
anfallende Niederschlagswasser kann ortsnah zur Versickerung gebracht werden. Die 
Entwässerungsplanung erfolgt in Abstimmung mit den Fachämtern. Dies wird in der 
Planbegründung dargestellt 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. 
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